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KOMMUNAL

Im Februar 2014 
(Gegenwind 305) 
erschienen hier 15 
Interviews mit den 
Fraktionsvorsitzenden der 
GRÜNEN in Kreistagen, 
Ratsversammlungen 
und Bürgerschaft aus 
Schleswig-Holstein.
In diesem Heft finden 
sich Interviews mit ihren 
Kolleginnen und Kollegen 
vom SSW. Der SSW ist 
in den Kreistagen von 
Nordfriesland, Schleswig-
Flensburg und Rendsburg-
Eckernförde vertre-
ten, außerdem in den 
Ratsversammlungen von 
Flensburg und Kiel. Das 
sind die fünf Kreise, die 
ganz oder teilweise im 
Landesteil Schleswig liegen.

Eine besondere Situation 
ergab sich während der 
Entstehungsphase dieses 
Themenschwerpunktes in 
Kiel: Dort zog der SSW bei 
der letzten Kommunalwahl 
mit zwei Abgeordneten 
in die Ratsversammlung 
ein, damit entstand dort 
erstmals eine Fraktion 
(Mindestgröße: zwei 
Abgeordnete) mit al-
len Rechten. Dazu gehört 
auch die Einstellung einer 
Fraktionsgeschäftsführerin, 
dieses Amt bekleidete 
die Abgeordnete und 
Fraktionsvorsitzende 
Antje Danker. Die ande-
re Abgeordnete, Susanna 
Swoboda, unterschrieb den 
Arbeitsvertrag. Allerdings 
zerstritten sich die beiden, 
die eine entließ die ande-
re als Geschäftsführerin 
der Fraktion, diese kla-
ge beim Arbeitsgericht 

und gewann. Während der 
Entstehung des Interviews 
(nach der Aufnahme, vor 
der Autorisierung) trat 
Susanna Swoboda aus 
der Fraktion aus und 
ließ Antje Danker als 
„Einzelabgeordnete“ zu-
rück. Daraufhin jagten 
sich natürlich die Treffen 
und Gespräche, und es 
gelang nicht mehr, dieses 
Thema angemessen in das 
Interview aufzunehmen.
Da eine Klärung der 
Situation frühestens für 

Mitte Juni zu erwarten ist, 
drucken wir das Interview 
in der Form „während“ 
des Konfliktes und reichen 
die neuere Entwicklung 
dann nach, wenn sie ab-
sehbar ist.

Schwerpunkt aller 
Interviews bleibt aber 
die kommunalpolitische 
Situation in den jeweiligen 
Kreisen und kreisfreien 
Städten.

Reinhard Pohl

„Für uns als 
Vertreter der 
dänischen und 
friesischen 
Minderheiten 
ein großes 
Problem“
Interview mit Ulrich 
Stellfeld-Petersen, 
Fraktionsvorsitzender 
des SSW im Kreistag von 
Nordfriesland
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Gegenwind: Wie war für Euch 
das Ergebnis der Kommunalwahl? 
Ward Ihr mit dem Ergebnis zufrieden?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Ja. Wir 
sind sehr zufrieden gewesen. Wir 
konnten sogar noch leicht zulegen. 
Zwar nur ein Zehntel Prozent, aber 
wir haben unsere Kontinuität gewahrt. 
In Nordfriesland sind wir mittlerwei-
le mit über neun Prozent eine Bank, 
wir haben uns bewiesen und haben die 
Wähler überzeugt, uns wiederzuwäh-
len.

Gegenwind: Wie sind in der 
Selbstverwaltung die Mehrheitsver-
hältnisse?

Ulrich Stellfeld-Petersen: In der 
Selbstverwaltung sind die Mehrheits-
verhältnisse so, dass die CDU vor-
ne weg agiert. Dann kommt die SPD. 
Dann kommen gleichauf SSW, Grüne, 
WG-NF und abgeschlagen die FDP. 
Und die Linken mit einem Mandat, 
also fraktionslos. Wobei bekannt ist, 
dass eine Koalition besteht, die es ja 
kommunalrechtlich gar nicht geben 
darf, aber die es dennoch gibt zwi-
schen Grünen, FDP und CDU. Hinzu 
kommt ein Mandat von den Piraten zu-
gunsten der Grünen. Bemerkenswert 
ist, dass der Pirat, ohne auch nur ein 
Wort mit uns, der SPD oder der WG-
NF zu wechseln, gleich bei den Grü-
nen angeheuert hat.

Gegenwind: Ihr habt also eine 
Regierungsmehrheit und Oppositions-
fraktionen. Wie ist denn insgesamt das 
Klima im Kreistag? Redet jeder mit je-
dem? Oder gibt es eine starke Block-
bildung?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Es gibt 
eine sehr starke Blockbildung von 
Seiten der Jamaika-Kooperation, also 
FDP, Grüne und CDU. Wir haben sie 
nicht aufgelöst bekommen. Wir ha-
ben nach der Kommunalwahl Ge-
spräche geführt, natürlich auch mit 
den Grünen. Da war mir nach dem 
ersten Gesprächs termin vollkommen 
klar, dass das nichts werden wird, ob-
wohl wir dann noch einen zweiten 
Termin vereinbart haben. Das hat ja 
Uwe Schwalm im Interview auch ge-
sagt (vgl. Gegenwind 305, Sonder-
heft Seite 8), dass er sich dort besser 
aufgehoben fühlt, weil seine klima-
politischen Ziele dort besser zur Gel-
tung kommen beziehungsweise besser 
durchgesetzt werden können. Wir ha-
ben in der Vergangenheit gezeigt, dass 
wir als SSW klimapolitische Ziele im-

mer unterstützt haben, zumal wenn sie 
sich gegen die inzwischen offensicht-
lichen extremen Klimaveränderungen 
richteten. Und das haben wir immer 
gestützt, ich kann mich auch nicht ent-
sinnen, dass die beiden anderen Grup-
pierungen, also SPD und WG-NF, das 
nicht getan hätten. Diese Zugeständ-
nisse hätte er auch ohne weiteres be-
kommen. Das wäre null Problem ge-
wesen. Aber er hat trotzdem den Weg 
nach Jamaika wieder gesucht und dann 
auch gefunden. Damit ist natürlich die 
Situation die, dass wir eine Blockbil-
dung haben, dass wir große Probleme 
haben insbesondere, was unsere min-
derheitenpolitischen Ziele angeht, im 
Kreishaus zu realisieren und durchzu-
setzen. Das wurmt uns natürlich. Auf 
der anderen Seite können wir auch mit 
Stolz vermelden, dass wir als SSW 
regelmäßig gemeinsam mit SPD und 
WWNF auch einiges ins Rennen ge-
bracht haben, gerade was klimapoli-
tische Ziele angeht, was Grüne nicht 
mehr geschafft haben. Daher glaube 
ich, dass die hauptsächlichen Zielset-
zungen der Grünen, wenn ich mal in 
die 80er Jahre zurück gehe, was für die 
Umwelt im ökologischen Sinne zu tun, 
mittlerweile auch von anderen schon 
längst übernommen worden sind be-
ziehungsweise gefordert werden. Wir 
sind im Verhältnis zu den Grünen auch 
viel weiter. 

Gegenwind: Kannst Du das kon-
kretisieren?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Wir ha-
ben beispielsweise die Wind-Wärme-
Kopplung in Zusammenarbeit mit 
Dithmarschen im Kreistag in einem 
Antrag gefordert. Das Ziel ist, zusam-
men mit Dithmarschen eine Vermark-
tung der überschüssigen, also nicht ab-
genommenen Energie durchzusetzen. 
Dazu brauchen wir beide Kreise, das 
kann man nicht alleine machen. Jetzt 
warten wir auf Dithmarschen. Wir ha-
ben den Antrag im Kreistag durchge-
setzt. Es muss gewährleistet werden, 
dass wir nicht Energie für den Himmel 
produzieren, sondern für die Steckdo-
se. Und wenn wir unserer Bevölkerung 
in den beiden Kreisen die Möglichkeit 
geben können, Energie direkt vom Er-
zeuger abzunehmen, dann sollten wir 
das auch tun. Darauf sind die Grünen 
nicht gekommen, die Grünen beschrän-
ken sich auf das klimapolitische Ziel, 
bis 2020 klimafreundlichster Kreis zu 
werden. Ich bin gerne bereit, das zu 
unterstützen, das tun wir und viele an-
dere auch. Aber wir sollten nicht Kli-
maschutz als globales Problem aus 
dem Auge verlieren. Dazu müssen wir 
so viele Regionen wie möglich zusam-
men kriegen, um eben wirklich was er-
reichen zu können.

Gegenwind: Jetzt hattet Ihr die 
Wahl des Landrates. Da ist es zu dem 
Verfahren gekommen, dass der Land-
rat ausgelost wurde. Kannst Du schil-
dern, wie es aus Deiner Sicht dazu ge-
kommen ist?

KOMMUNAL



14 Gegenwind 309 · Juni 2014

Ulrich Stellfeld-Petersen: Es gab 
innerhalb der Verwaltung nach der er-
sten Wahl von Dieter Harrsen, die wir 
auch unterstützt haben, interne Ausei-
nandersetzungen. Es ging um ein Amt, 
dessen Leiterin ebenfalls Kandidaten 
für die Landratswahl 2008 war. Sie 
kandidierte für die CDU, hat aber ihr 
Ziel nicht erreicht. Es gab interne Aus-
einandersetzungen, und wir haben auf-
merksam beobachtet, was da läuft. Das 
hat sich im Laufe der Jahre nicht groß-
artig verändert, teils vielleicht zuge-
spitzt. Die Konsequenz für Jamaika 
war zu sagen, diesen Landrat wollen 
wir nicht mehr. Allerdings unter faden-
scheinigen Vorwänden, wir müssten 
den Posten ausschreiben. Wir hätten 
nicht ausschreiben müssen, dazu gab es 
überhaupt keinen Zwang. Wir müssten 
uns auch die Kandidaten anhören – das 
haben wir auch gemacht, gegen un-
seren ursprünglichen Willen, aber die 
Mehrheit hat sich durchgesetzt. Wir 
haben uns die Kandidaten angehört, 
und ich muss sagen: Wer sich heutzu-
tage alles als Landrat bewirbt... Und 
dann präsentierte Jamaika irgendwann 
den Herr Sommer. Der ist dann auf-
getreten, nominiert worden und stand 
zur Wahl. Das Problem, das Jamaika 
hatte, war, dass nicht nur zwei Leute 
abgesprungen sind, sondern mehrere, 
und die Mehrheit in den ersten beiden 
Wahlgängen kam nicht zustande. Und 
dann kam der dritte Wahlgang, wo die 
einfache Mehrheit gereicht hätte, und 
da gab es ein Unentschieden und da-
mit die Auslosung, und die hat Dieter 
Harrsen glücklicherweise gewonnen.

Und dann kam der große Katzen-
jammer. Danach ist aber das Amt auch 
strukturell verändert worden, und zwar 
zum Wohle der Bevölkerung. 

Gegenwind: Wie ist jetzt das 
Verhältnis zwischen den beiden Blö-
cken? Und wie ist das Verhältnis zum 
Landrat?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Wir ha-
ben ein entspanntes Verhältnis zu Die-
ter Harrsen, weil wir ihn ja auch un-
terstützt haben bei der Wahl. Wir se-
hen auch, dass er in den letzten Jahren 
gute Arbeit gemacht hat. Wir können 
uns nicht beklagen. Ich denke, dass 
auch die Jamaika-Fraktionen inzwi-
schen ihre Wunden geleckt haben und 
auch wieder zu einer Zusammenarbeit 
bereit sind. Mir ist auch nichts Gegen-

teiliges bekannt. Es gibt natürlich im-
mer wieder Punkte, bei denen es un-
terschiedliche Auffassungen gibt. Aber 
im Moment gibt es keinen konkreten 
Konflikt. 

Als SSW haben wir große Probleme 
mit unserer minderheitspolitischen 
Zielsetzung. Wir werden vom Landrat 
zwar unterstützt, aber nicht genügend 
von der Jamaika-Mehrheit. Und das ist 
für uns als Vertreter der dänischen und 
friesischen Minderheiten ein großes 
Problem. Das müssen wir lösen, das 
können wir nur durch Gespräche mit 
den drei Jamaika-Fraktionen lösen. 
Wir müssen sie davon überzeugen, 
dass Minderheitenpolitik nichts Böses, 
sondern was Notwendiges ist.

Gegenwind: Kannst Du zwei 
oder drei Beispiele sagen, was Ihr ger-
ne durchsetzen möchtet?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Wir ha-
ben auf Landesebene die gute Position, 
dass wir die Gleichstellung der Schu-
len, die uns damals die CDU und FDP 
gestrichen haben, wieder haben. Jetzt 
können wir wieder im Bildungsbereich 
wirtschaften. Der ist für die Minderheit 
natürlich existenziell wichtig. Aber wir 
merken, dass aufgrund des Finanzaus-
gleichsgesetzes, was zwar noch nicht 
existent ist, aber was existent werden 
wird, den Kreisen hier und dort si-
cherlich Geld fehlen wird. Das betrifft 
natürlich zuallererst die freiwilligen 
Leistungen und damit auch die weni-
gen freiwilligen Leistungen, die von 
Seiten der Kreise an die Minderheit 
geleistet werden. Die werden ersatzlos 
wegfallen, wenn wir nicht aufpassen. 
Und da sind natürlich auf der einen Sei-
te die Kreise in der Pflicht, also auch 
die Verwaltungen und die zuständigen 
Kommunalpolitiker. Aber wir merken 
auch, dass die Oppositionsprobleme, 
die hier nicht gelöst werden können, 
auf die Kreise projiziert werden und 
wir uns damit auseinandersetzen müs-
sen. Wir haben in Nordfriedland als in 
dieser Frage fortschrittlichsten Kreis 
eine klare Kreistagvereinbarung, dass 
einmal in der Periode ein Minderhei-
tenbericht geliefert wird, der auch fort-
geschrieben wird. Und es stehen klare 
Bekenntnisse von allen drin, es werden 
die Probleme der dänischen und frie-
sischen Minderheit klar benannt. Aber 
dennoch, was die finanzielle Gleich-
stellung angeht, wird nicht genügend 
getan. Wenn Du das weiter runter-
brichst in den kommunalen Bereich, 
also in die Gemeindevertretungen, 
sieht es noch desolater aus. Wir sind 
als SSW natürlich verpflichtet, da für 

Abhilfe zu sorgen, denn wir sind die 
Partei der dänischen und friesischen 
Minderheit.

Gegenwind: Siehst Du Möglich-
keiten, auch über die Grenzen der bei-
den Blöcke hinweg hin und wieder et-
was durchzusetzen?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Ich 
denke schon, dass man mit Gesprächen 
etwas erreichen kann. Gespräche sind 
alles. Kommunikation ist alles. Aber es 
hängt auch immer von den handelnden 
Personen ab. Und wir haben in Nord-
friesland bei den handelnden Personen 
Unterschiedlichkeiten, die sich auch 
bemerkbar machen bei den Entschei-
dungen. Und das ist etwas, was auch 
durch Gespräche und Nettigkeiten 
nicht ohne weiteres kompensiert wer-
den kann. Da liegen im Kreistag Nord-
friesland auch die Probleme. Wir ha-
ben große Probleme mit den Grünen, 
die eigentlich ein anderes Selbstver-
ständnis haben von Politik, jedenfalls 
im Land. Wir haben Probleme, mit den 
Grünen auf Kreisebene ins Gespräch 
zu kommen, zumal sie uns in den Ge-
sprächen nach der Kommunalwahl 
richtig düpiert haben. Da muss man 
auch nicht drumrumreden, es ist so. 
Da bestehen gehörige kommunikative 
Probleme, bei denen ich noch nicht 
weiß, wie wir das in den Griff kriegen 
sollen. Aber es gibt auch innerhalb der 
Fraktion der Grünen Menschen, mit 
denen das möglich wäre. Dafür müsste 
sich aber auch in der Zuständigkeit et-
was ändern.

Gegenwind: Auf Landesebene 
gab es ja eine Klage von einigen Mit-
gliedern der Jungen Union, dem SSW 
die Mandate im Landtag zu entziehen, 
weil der SSW angeblich nicht mehr die 
Partei der Minderheit sei. Das wurde 
abgewiesen. Beeinflusst Euch diese 
Auseinandersetzung?

Ulrich Stellfeld-Petersen: Nach 
dem Urteil des Landesverfassungsge-
richtes betonen wir nochmal klar un-
sere Zuständigkeiten. Das haben wir 
in der Vergangenheit auch gemacht, 
aber anscheinend ist es notwendig, 
das immer wieder zu betonen. Der 
SSW ist die Partei der dänischen und 
friesischen Minderheit. Wir vertreten 
die politischen Interessen der Minder-
heiten.

Gegenwind: Vielen Dank

KOMMUNAL
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Gegenwind: Sind Sie mit dem 
Ergebnis der Kommunalwahl zufrie-
den?

Susanne Schäfer-Quäck: Nein. Ich 
bin nicht zufrieden. Wirklich nicht. Bei 
der letzten Kommunalwahl hatten wir 
neun gewählte Ratsmitglieder und fünf 
Jahre später einen weniger, also nur 
noch acht. Dabei hatte ich ein gutes 
Gefühl im Wahlkampf. Allerdings 
muss ich auch sagen, dass die Wahlbe-
teiligung in Flensburg sehr, sehr nied-
rig war. Das war erschreckend. Ich war 
sehr enttäuscht, dass so viele Men-
schen sich nicht beteiligen. 

Gegenwind: Wie ist jetzt die 
Selbstverwaltung zusammengesetzt? 
Wie sind die Mehrheitsverhältnisse?

Susanne Schäfer-Quäck: Im Flens-
burger Rathaus stellt die CDU die stär-
kste Fraktion mit zehn Mandaten, dann 
kommt die SPD mit neun. Der SSW ist 
die drittstärkste Kraft mit acht Vertre-
tern. In Flensburg haben wir es mit sie-
ben Fraktionen zu tun: die freie Wäh-
lergemeinschaft, WiF, hat sechs, die 
Grünen fünf; FDP und Linke jeweils 
zwei Mandate. Dazu kommt noch ein 
fraktionsloses Mitglied. Diese Vielfalt 
ist nicht immer ganz leicht zu handha-
ben.

Gegenwind: Gibt es denn eine 
Blockbildung? Oder wird mit wech-
selnden Mehrheiten abgestimmt?

Susanne Schäfer-Quäck: In Flens-
burg haben wir sozusagen weder Re-
gierung noch eine Opposition. Das ist 
ja auch guter Brauch in der Kommu-
nalpolitik, dass die Themen eine grö-
ßere Rolle spielen als die Partei. Im 
Rathaus wechseln je nach Thema die 
Mehrheiten. Ich sehe das durchaus 
positiv, weil man auf diese Weise ge-
zwungen ist, für seine Konzepte bei 
den anderen Fraktionen zu werben. 
Einsame Entscheidungen auf den Rü-
cken anderer Fraktionen gibt es bei 
uns nicht, weil man ohne Partner in 
der Ratsversammlung keine Chance 
hat, etwas durchzubringen. Darum ist 
man rücksichtsvoll. Es tun sich immer 
drei, manchmal sogar vier Fraktionen 
zusammen, um eine Mehrheit zu ge-
winnen. Dabei spielt es übrigens keine 
Rolle, welche Fraktion den entschei-
denden Anstoß gegeben hat. 

Gegenwind: Wie ist das Klima 
in der Ratsversammlung? Redet jeder 
mit jedem? Kann jeder mit jedem re-
den?

Susanne Schäfer-Quäck: Doch, 
das kann ich durchaus bestätigen. Das 
Klima ist eigentlich gut und wir gehen 
partnerschaftlich miteinander um. Das 
haben wir aber erst wieder lernen müs-
sen. In der letzten Wahlperiode gab es 
viele falsche Töne, böse Worte und es 
herrschte insgesamt ein ziemlich rauer 
Ton. Das hat mir nicht gefallen. Denn 
so macht das Ehrenamt keinen Spaß. 
Nach der Wahl hat sich das aber ver-
bessert. Das Klima ist viel, viel besser 
geworden in der Flensburger Ratsver-
sammlung. Es kann wirklich jeder mit 
jedem reden – und wir tun das auch.

Gegenwind: Jetzt hat der SSW 
ja auch die Oberbürgermeisterwahl 
gewonnen, der SSW-Kandidat Simon 
Faber ist jetzt Chef der Verwaltung. 
War das für Sie überraschend?

Susanne Schäfer-Quäck: Eigent-
lich schon. Im Alltag gilt es sogar in 
Flensburg mit seiner langen Traditi-
on des friedvollen Miteinanders noch 
manchen Graben zu überwinden zwi-
schen der Mehrheitsbevölkerung und 
der Minderheit. Abfällige Äußerungen 
waren aber im Wahlkampf kaum zu 
hören. Im Gegenteil, wir haben viel 
Zuspruch für den jungen und enga-
gierten Kandidaten bekommen, als wir 

Simon im Wahlkampf unterstützten. 
Doch wir wussten bereits in der ersten 
Runde, als die Flensburgerinnen und 
Flensburger sich zwischen acht Kandi-
datinnen und Kandidatinnen entschei-
den konnten, dass es auf die Wahlbe-
teiligung ankommt. Je höher die Wahl-
beteiligung, desto besser sind seine 
Chancen. Wir haben viel gemacht, um 
unsere Mitglieder zur Wahl zu bewe-
gen. Und das hat auch gut geklappt. 
Aber entscheidend waren die Stimmen 
der Mehrheitsbevölkerung. Auf diese 
Weise kommt der OB-Wahl eine histo-
rische Bedeutsamkeit zu. Die Flens-
burgerinnen und Flensburger fühlten 
sich am besten durch Simon Faber 
vertreten. Dabei spielte es keine Rolle, 
dass er zur dänischen Minderheit ge-
hört. Er setzt sich für alle ein. Ein dä-
nisch gesinnter Oberbürgermeister war 
ein tolles Signal für ganz Schleswig-
Holstein.

Gegenwind: Hat sich dadurch 
etwas geändert? Sind die anderen Par-
teien neidisch auf den Erfolg?

Susanne Schäfer-Quäck: Nein, 
neidisch nicht. Es gab einige Parteien 
und Fraktionen, die sich damit ein 
bisschen auseinandersetzen mussten. 
Aber mittlerweile hat sich alles beru-
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„... überzeugt, 
dass unsere 
gute Arbeit 
überzeugt“

Interview mit Susanne Schäfer-
Quäck, Fraktionsvorsitzende des SSW 

in der Ratsversammlung Flensburg
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higt, auch weil Simon gute Kontakte 
nach Dänemark hat. Die Nachbarn im 
Norden geben gute Impulse, was zum 
Beispiel die Verkehrsentwicklung be-
trifft. Das erkennen inzwischen alle 
Ratsfraktionen an.

Gegenwind: Ist es in der Stadt 
ein Problem, wenn die dänische Min-
derheit den Oberbürgermeister stellt?

Susanne Schäfer-Quäck: Nein, 
überhaupt nicht. Die erste Aufregung 
hat sich gelegt und inzwischen ist das 
Alltag. Allerdings muss ich einräu-
men, dass sich Manche schwertun mit 
einer selbstbewussten Minderheit. Die 
wollen uns gerne klein halten. Damit 
hatte schon früher Karl Otto Meier 
im Landtag zu tun und das wiederholt 
sich immer mal wieder mit Klagen vor 
dem Landesverfassungsgericht, die 
aber durchweg erfolglos blieben. Ich 
vermute, dass wir in einer kleinen Ni-
sche bleiben sollen. Tatsächlich sind 
die Wählerinnen und Wähler anderer 
Meinung und haben den SSW in Kiel 
in die Landesregierung gewählt. Der 
SSW stellt in Flensburg den Oberbür-
germeister. Das ist offenbar Einigen zu 
viel. Die wichtigen Dinge sollen doch 
bitteschön die anderen Parteien ent-
scheiden, höre ich immer mal wieder. 
Als ob unsere Stimmen zweitklassig 
wären. Diese Distanz dem SSW ge-
genüber nehme ich ernst, bin aber da-

von überzeugt, dass unsere gute Arbeit 
überzeugt. 

Gegenwind: Haben Sie eine Kli-
maänderung bemerkt, als die Klage ge-
gen die SSW-Landtagsmandate beim 
Verfassungsgericht eingereicht und 
verhandelt wurde? Es war ja die Fra-
ge: Darf die Minderheit sich an einer 
Regierung beteiligen? Darf die Min-
derheit sich zu allen Fragen äußern?

Susanne Schäfer-Quäck: Die Rats-
fraktion in Flensburg hat das natürlich 
aufmerksam verfolgt, schließlich wur-
de vor Gericht der Status des SSW als 
Partei der dänischen Minderheit ver-
handelt. Allerdings war niemand von 
uns wirklich beunruhigt, dass die Kla-
ge Erfolg haben könnte. Wir arbeiten 
hier in Flensburg gut mit der CDU 
zusammen. Deren Jugendorganisati-
on hatte die Klage in Schleswig einge-
reicht. Die CDU hat uns immer unter-
stützt, und wir arbeiten wirklich sacho-
rientiert mit der CDU-Fraktion zusam-
men. Feindseligkeit oder Ablehnung 
haben wir im Rathaus nicht gespürt.

Gegenwind: Kam die Klage eher 
aus Holstein?

Susanne Schäfer-Quäck: Ich kann 
nicht beurteilen, wie die Entschei-
dungswege in der CDU verlaufen. 
Wir hätten uns aber gewünscht, dass 
es gar nicht erst zur Klage gekommen 

wäre. Die erfahrenen CDUler hätten 
doch ihrer Jugendorganisation erklä-
ren können, wie es sich hier im Grenz-
land historisch entwickelt hat. Die al-
ten Hasen wissen doch Bescheid. Ich 
muss schon sagen, da war ich persön-
lich enttäuscht. Dass eine Partei eine 
Kampagne gegen uns gegen ihre in-
nere Überzeugung und wider besseres 
Wissen anzettelt, war nicht gut. Das 
geht gegen mein skandinavisches Po-
litikverständnis und dem Streben nach 
einem demokratischen Konsens. Zum 
Schluss hat es mich riesig gefreut, 
dass der SSW vor dem Gericht Recht 
bekommen hat. Wir hoffen, dass die 
Zweifel am Minderheitenschutz damit 
endlich mal ad acta gelebt werden.

Gegenwind: Wie ist denn das 
Verhältnis zur Verwaltung? Arbeitet 
die Verwaltung mit allen Fraktionen 
gut zusammen? Ist sie offen für Fra-
gen?

Susanne Schäfer-Quäck: Doch, 
das würde ich schon sagen. Die Ver-
waltung ist offen für Fragen. Sie un-
terstützt uns. Im Großen und Ganzen 
herrscht eine gute Zusammenarbeit. 
Allerdings klappte das nicht von An-
fang an. Als Frischling in der Kommu-
nalpolitik musste ich erst lernen, wo-
her ich am besten Informationen be-
komme und wen ich am besten anspre-
che und wie ich meine Anliegen am 
besten durchsetze. In den Büros sitzen 
aber ab und zu Leute, die sehr skep-
tisch sind oder überhaupt nicht koope-
rieren wollen. Solche Ausnahmen gibt 
es aber überall. Das kommt auf die 
Person an, mit der man es zu tun hat. 

Gegenwind: Lässt die Verwal-
tung erkennen, dass sie die Übermacht 
hat? Denn die Fraktionen können ja 
personell nicht mithalten.

Susanne Schäfer-Quäck: Manch-
mal spürt man es schon. Aber das ist 
nur in wenigen Fachbereichen so. In 
den meisten Fachbereichen arbeitet 
man auf Augenhöhe zusammen und 
zieht gemeinsam an einem Strang. 
Flensburg ist dann doch so klein, dass 
man sich auch als Fachmann auf Dau-
er keine Extratouren leisten kann, weil 
man immer wieder in eine Situation 
kommt, wo man aufeinander angewie-
sen ist.

Gegenwind: Gibt es bei SSW-
Vorhaben oder SSW-Anträgen Par-
teien, mit denen Sie schneller zu ei-
ner Zusammenarbeit kommen, die das 
eher unterstützen? Gibt es bevorzugte 
Bündnispartner?

KOMMUNAL
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KOMMUNALSusanne Schäfer-Quäck: Man 
kann es beinahe schon als Flensburger 
Tradition bezeichnen, dass die Frakti-
onen zusammenarbeiten. Jahrzehnte 
lang hatte keine politische Kraft eine 
Gestaltungsmehrheit, so dass man im-
mer aufeinander angewiesen ist. Per 
ordre du mufti geht in Flensburg gar 
nichts. Und das ist auch gut so, denn 
nur gemeinsam kommt man zu nach-
haltigen Ergebnissen. Für den SSW ist 
klar: wir arbeiten mit jedem zusam-
men, der unser Vorhaben unterstützt. 
So kämpfen wir gemeinsam mit der 
Wählergemeinschaft WiF für den Bau 
eines City-Bahnhofs und zusammen 
mit der CDU für den Ausbau des Ska-
terparks; um nur einige Vorhaben zu 
nennen. Wir reichen jedem die Hand 
für eine Zusammenarbeit; vorausge-
setzt es ist keine rechtsradikale Partei. 
Da hört meine Toleranz absolut auf. 

Gegenwind: Was sind die 
Schwerpunkte des SSW in dieser 
Wahlperiode? Was für Anträge haben 
Sie schon eingereicht, was wollen Sie 
noch umsetzen?

Susanne Schäfer-Quäck: Schwer-
punkt ist für die SSW-Ratsfraktion na-
türlich immer noch die Gleichstellung 
der dänischen Minderheit. Wir möch-
ten, dass wir für unsere Institutionen 
die gleichen Zuschüsse erhalten wie 
für die deutschen. Das haben wir auch 
vielfach schon erreicht. Aber eben 
noch nicht überall. Wir haben entspre-
chende Anträge gestellt: Wenn die Zu-
schüsse für Institutionen im Zuge der 
Tariferhöhung dynamisiert werden, 
muss das selbstverständlich auch für 
unsere Kindergärten oder Freizeitein-
richtungen gelten. Da kommt der Vor-
teil von Flensburg zu Zuge, dass wir 
nämlich die Stadt der zwei Kulturen 
sind. Die meisten Ratsfraktionen ar-
beiten schon lange mit dem SSW zu-
sammen, so dass solche Vorhaben ohne 
lange Debatte unterstützt werden. Das 
ist auf jeden Fall viel, viel einfacher 
geworden als zu früheren Zeiten.

Und ansonsten ist Sozialpolitik eine 
Herzensangelegenheit. Der SSW setzt 
sich für Schwache ein und bekämpft 
Benachteiligungen. Städtische Neu-
bauten ohne behindertengerechten 
Zugang wird es zum Beispiel mit uns 
nicht geben.

Infrastrukturpolitik ist das Politik-
feld, das am meisten Zeit in Anspruch 
nimmt. Allerdings kann man hier mit 
weitsichtigen Entscheidungen das 
Gesicht der Stadt entscheidend prä-
gen. Vorgestern, also am 6. Mai, hat 

der SSW beispielsweise einen Antrag 
in den Hauptausschuss eingebracht. 
Wir wollen einen Grundsatzbeschluss 
herbeiführen, dass keine städtischen 
Grundstücke am Hafen oder in unmit-
telbarer Nähe verkauft werden. Die 
sollen nur in Erbpacht weitergegeben 
werden, so dass auch noch nachfol-
gende Generationen öffentlichen Zu-
gang zur Förde haben werden und es 
die Stadt in der Hand hat, was an der 
Förde passiert – und eben keine Pri-
vatleute. Das Anliegen wurde von al-
len Fraktionen unterstützt. Trotzdem 
werden wir noch einmal beraten, um 
das Ganze wirklich wasserfest zu for-
mulieren. Hier arbeiten wir gut mit der 
Verwaltung des Rathauses zusammen.

Gegenwind: Haben Sie aus dem 
Wahlkampf noch Forderungen oder 
Versprechen, die Sie in dieser Periode 
noch umsetzen wollen?

Susanne Schäfer-Quäck: Ja, wir 
haben noch eine ganze Reihe von 
Punkten. Das sind vor allem soziale 
Vorhaben. Am allerliebsten hätten wir 
zum Beispiel professionelle Betreu-
ungsmöglichkeiten für alle Flensbur-
ger Kinder, die für die Eltern kosten-
frei ist. Das ist angesichts der Haus-
haltslage der Stadt sehr ambitioniert 
und erscheint angesichts der vielen 
Krippenplätze, die in Flensburg noch 
fehlen, völlig aussichtslos. Aber wir 
werden natürlich versuchen, irgend-
wie alles, was möglich ist, auch mög-
lich zu machen. Eine gute Betreuung 
ist für viele Kinder die beste Vorbe-
reitung für die Schule und uns darum 
so wichtig. Darüber hinaus entwickelt 
sich in Flensburg allmählich ein Woh-
nungsproblem. Flensburg hat nach 
dem Krieg enorme Anstrengungen 
im sozialen Wohnungsbau unternom-
men, in Zuge dessen wunderbare neue 
Quartiere geschaffen wurden. Allein-
erziehende, mobilitätseingeschränkte 
Senioren und nicht zuletzt die Studie-
renden drängeln sich aber inzwischen 
auf dem enger werdenden Wohnungs-
markt. Flensburg wird bald 100.000 
Einwohner haben. So wird die Woh-
nungssuche zum Problem, vor allem, 
wenn die Sozialbindung vieler Woh-
nungen ausläuft. Der Bau bezahlbaren 
Wohnraums genießt also Vorrang. Hier 
unterstützt der SSW Mieter, die es 
nicht so leicht haben, wie beispielwei-
se Menschen mit Behinderung. 

Last, but not least setzen wir uns für 
existenzsichernde Löhne ein. Der SSW 
hat für die Tarifbindung der öffent-
lichen Aufträge gekämpft. Wir wollen 
nicht, dass die Stadt investiert und den 

Arbeitern nur Dumpinglöhnen bezahlt. 
Die öffentliche Hand muss unbedingt 
mit gutem Beispiel voran gehen; tut 
das leider aber nicht immer. Ich emp-
finde es darüber hinaus als Skandal, 
dass es gesetzlich erlaubt ist, Jobs mit 
Hungerlöhnen anzubieten, bei denen 
der Steuerzahler zur Kasse gebeten 
wird. Fleißige Menschen müssen die 
Aufstockung ihres Lohnes beantra-
gen, weil sie davon nicht leben kön-
nen. Diese Ungerechtigkeit bekämpft 
der SSW.

Gegenwind: Das Land plant, 
den Kommunalen Finanzausgleich neu 
zu regeln. Begrüßen Sie das Konzept 
der Landesregierung?

Susanne Schäfer-Quäck: Auf je-
den Fall. Wir haben sehr dafür ge-
kämpft, dass endlich etwas Vernünf-
tiges auf den Tisch kommt. Schließ-
lich trägt Flensburg als kreisfreie Stadt 
enorme Lasten. Wir halten eine Infra-
struktur für die Umlandgemeinden vor 
und benötigen zu dessen Finanzierung 
einen gerechten Ausgleich. Ich glau-
be, dass das alte Finanzausgleichsge-
setz 40 Jahre alt ist und einfach nicht 
mehr Schritt gehalten hat mit den neu-
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en Aufgaben, die die großen Städte 
inzwischen schultern. Bekommt der 
Kreis Herzogtum Lauenburg nicht im-
mer noch Zonenrandförderung? Das 
allein zeigt doch, dass sich schleunigst 
etwas ändern muss. Der Innenminister 
hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der 
die Verteilung gerechter macht. Alle 
kreisfreie Städte, nicht nur Flensburg, 
sollen mehr Geld bekommen. 

Gegenwind: Das sehen ja SSW-
Fraktionen in den Landkreisen ver-
mutlich anders. Tauschen Sie sich mit 
denen regelmäßig aus? Arbeiten Sie 
zusammen? Vertragen Sie sich alle?

Susanne Schäfer-Quäck: Doch, 
wir treffen uns regelmäßig und vertra-
gen uns alle. Wir haben zum Beispiel 
mit der Schleswiger Fraktion sehr in-
tensiv und frühzeitig über die Zukunft 
des Landestheaters gesprochen, als 
sich abzeichnete, dass die Spielstätte 
in Schleswig nicht mehr nutzbar ist. 
Mit den Nachbargemeinden Harris-
lee und Handewitt stehen wir auch in 
ständigem Kontakt. Kirchturmdenken 
ist bei diesen Gesprächen nicht immer 
vermeidbar, aber wir finden eigentlich 
immer eine Lösung, mit der alle leben 
können. 

Gegenwind: Gibt es auch Pro-
jekte, bei denen Sie mit den Fraktionen 
in den anderen Kreisen zusammen ar-
beiten?

Susanne Schäfer-Quäck: Im Mo-
ment gibt es keine aktuellen Projekte. 
Aber als Stadt Flensburg arbeiten wir 
mit den Hauptausschüssen der Kreise 
Nordfriesland und Schleswig-Flens-
burg zusammen. Wir treffen uns ab und 
zu. Dasselbe passiert in einem konti-
nuierlichen Rahmen im Bereich des 
Sozial- und Gesundheitsausschusses. 
Die treffen sich regelmäßig, das finde 
ich eine sehr gute Maßnahme.

Gegenwind: Es kommen immer 
mal wieder Diskussionen auf über eine 
Kommunalreform. Es gab den Vor-
schlag, Flensburg in den Kreis Schles-
wig-Flensburg aufgehen zu lassen 
oder aus dem Landesteil Schleswig ei-
nen Kreis zu bilden. Wird so etwas bei 
Ihnen auch diskutiert?

Susanne Schäfer-Quäck: Das ist 
ein schwieriges Thema. Schleswig-
Holstein ist unglaublich kleinteilig 
und die Mehrheit der kleinen Dörfer ist 
nicht handlungsfähig, wenn man ehr-
lich ist. Aber ich befürchte, dass eine 
offene Diskussion noch nicht möglich 
ist. Es gibt eben immer noch zu viele 
kleine Fürsten, die nur die negative 
Seite der Veränderung sehen. Dabei 
muss es vor allem darum gehen, den 
Bürgerinnen und Bürgern ihre Ent-
scheidungsmöglichkeiten wieder zu 
geben. Die kleinen Gemeinden haben 
nämlich viele Aufgaben abgegeben, 
zum Beispiel an Zweckverbände oder 

Ämter, über die Bürgerinnen und Bür-
ger dann nicht mehr bestimmen kön-
nen. Das wächst sich langsam zum De-
mokratieproblem aus. Wenn sich Ge-
meinde zusammenschließen, sollte das 
ausschließlich freiwillig geschehen. 
Flensburg hat so eine Art „Hochzeit“ 
mit der Stadt Glücksburg begangen: 
wir haben jetzt eine Verwaltungsge-
meinschaft. Das lag einfach nahe und 
klappt nach ersten Anlaufproblemen 
ganz gut.

Gegenwind: Als Partei der dä-
nischen Minderheit gucken Sie ja auch 
nach Dänemark. Dort sind die Kreise 
viel größer und haben durch ihre Steu-
ereinnahmen viel größere Gestaltungs-
möglichkeiten. Vergleichen Sie das 
manchmal mit Ihrer Position?

Susanne Schäfer-Quäck: Ja, wir 
schauen natürlich sehr aufmerksam, 
was das in Dänemark zurzeit läuft. 
Aber dort sind die Strukturen völlig 
anders. Flensburg könnte man am be-
sten vielleicht noch mit Aarhus ver-
gleichen. Aber dieser Vergleich hinkt, 
weil Flensburg Mittelpunkt einer ge-
meinsamen Region, aber gleichzeitig 
eine Grenzstadt ist. Wir müssen also 
ungleiche Strukturen passend machen. 
Da ist es schon vor Vorteil, wenn man 
einen guten Draht zueinander hat und 
die Sprache des Nachbarn spricht. Das 
zeigt sich zum Beispiel in der Arbeits-
gruppe, die nennt sich „Das Grenz-
dreieck“. Sonderburg, Apenrade und 
Flensburg arbeiten hier ganz eng zu-
sammen, um gemeinsame Projekte 
auf die Beine zu stellen. Das läuft sehr 
gut an. In Dänemark sind die Bürger-
meister gerade neu gewählt worden 
und stehen der Zusammenarbeit sehr 
positiv gegenüber. Aber nicht nur die 
Verwaltungsspitzen, sondern auch die 
gewählten Kommunalpolitiker müs-
sen grenzüberschreitend enger zusam-
menarbeiten. Das entwickelt sich all-
mählich. Faktisch sind wir schon eine 
Region, aber gerade in Sachen Wirt-
schaftsförderung müssen wir noch eine 
Schippe drauf legen. Wir müssen ge-
meinsam versuchen, dänische Betriebe 
nach Flensburg zu holen, die dann in 
der deutschen Niederlassung neue Ar-
beitsplätze schaffen. 

Gegenwind: Vielen Dank.

KOMMUNAL
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KOMMUNALGegenwind: Wie zufrieden wa-
ren Sie mit dem Ergebnis der Kommu-
nalwahl?

Gudrun Lemke: Wir als Frakti-
on hätten uns ein bisschen mehr ge-
wünscht, weil wir bei der vorigen 
Wahl zwei Mandate dazu gewonnen 
hatten. Bis dahin hatten wir sechs, jetzt 
haben wir wieder sechs. Es sind ein 
paar Stimmen an die Grünen gegan-
gen. Aber im Verhältnis zum gesamt-
en Kreistag ist es so in Ordnung. Dann 
kamen nur die Dinge, die auch im In-
terview mit dem grünen Fraktionsvor-
sitzenden schon zur Sprache kamen 
(vgl. Gegenwind 305, Sonderheft 
Seite 6). Das ist ein Teil des Problems, 
das wir im Kreistag haben.

Gegenwind: Können Sie et-
was zu den Mehrheitsverhältnissen 
und dem rumpeligen Beginn sagen? 
Wie hat sich das aus Ihrer Sicht dar-
gestellt?

Gudrun Lemke: Es ist das erste 
Mal, dass wir völlig überrumpelt wur-
den. Eigentlich hatten wir im Vorwege 
versucht, mit allen anderen Fraktionen 
zu sprechen. Wir waren der Meinung, 
wir haben ganz gute Gespräche ge-
führt. Aber im Hintergrund liefen Din-
ge, die wir nicht mitbekommen ha-
ben, das war die erste Überraschung. 
Die zweite Überraschung war, dass die 
Linken und das „Bündnis für Bürger“ 
sich von der CDU an ihren Tisch ha-
ben ziehen lassen.

Gegenwind: Also Sie hatten, 
wie es üblich war, über die Ausschuss-
Sitze, Ausschuss-Vorsitzende und Be-
setzung der Gremien wie der Auf-
sichtsräte vorher gesprochen und eine 
Aufteilung nach Wahlergebnis und 
Fraktionsgröße vereinbart, und dann...

Gudrun Lemke: ... dann hat die 
CDU praktisch auf der Kreistagssit-
zung bekannt gegeben, welche Par-
teien sie mit Sitzen belohnt hat dafür, 
dass sie mit der CDU eine Einigung 
getroffen haben und mit der CDU die 
Größen der Ausschüsse verändert ha-
ben. Bisher haben die Linken ja eine 
entgegengesetzte Richtung, also gegen 
die Politik der CDU vertreten, und mit 
einmal sind sie sich jetzt einig, das hat 
uns völlig überrascht. Wir haben sie 
vorher nicht direkt auf unserer Seite 
gesehen, aber sie haben sich für so-
ziale Belange und die Interessen der 
Bildung mit eingesetzt, was jetzt nicht 
mehr zum Tragen kommt.

Gerd Voß: Die Blockbildung war 
für uns auch ärgerlich, denn vorher 
wurden ja auch die externen Gremien 
nach Wahlstärke besetzt. Jetzt haben 
wir fast fünfzig Prozent der Sitze im 
Kreistag, aber bei den externen Gre-
mien wie der Sparkasse ist das nicht 
berücksichtigt worden. Es ist ärger-
lich, wenn im Aufsichtsrat ein Vertre-
ter einer Partei sitzt, die nur mit zwei 
Mandaten im Kreistag sitzt. (vgl. zu 
diesen Kreistagssitzungen: Gegen-
wind 301, Seite 51.) Und es ist ärger-
lich, dass die größeren Parteien nicht 
drin sitzen, und zwar entsprechend der 
Stärke ihres Wahlergebnisses.

Gegenwind: Wie hat sich denn 
das Klima im Kreistag danach entwi-
ckelt? Es war ja zunächst relativ fro-
stig.

Gudrun Lemke: Mit den Grünen 
und der SPD haben wir ja schon im-
mer eine gute Zusammenarbeit ge-
habt. Das kann man nicht anders sa-
gen. Wir haben natürlich unsere eige-
nen Themen, darauf legen wir auch 
Wert, aber bei bestimmten Themen, 
wo man jemanden zur Zusammenar-
beit braucht, um zu einem positiven 
Ergebnis zu kommen, konnten wir mit 
diesen beiden immer gut zusammen 
arbeiten. Die Stimmung ist so, dass 
man natürlich auch mit allen anderen 
reden muss. Man kann nicht sagen, ich 
mag Euch nicht, ich ziehe mich jetzt 
zurück. Dann geht es ja nicht weiter. 
Außerdem ist es gut zu wissen, wie die 

anderen Fraktionen umstrittene Fragen 
sehen, dass man sich darauf vorberei-
ten kann. Man muss versuchen, immer 
wieder einen Weg zu finden, dass man 
im eigenen Interesse auch etwas vo-
ranbringt.

Gerd Voß: Bei der Ausschussarbeit 
versucht man immer eine Einigung 
zu finden, die nicht einfach ist, weil 
die große Fraktion der CDU oft Än-
derungsvorschläge hat, die man dann 
diskutiert und oft mit reinnimmt, aber 
nicht immer. Und da sind die Stimm-
verhältnisse im Kreistag dann maß-
geblich. Denn was im Ausschuss be-
schlossen wird, wird im Kreistag neu 
abgestimmt, und wenn sich die CDU 
die beiden kleinen Parteien mit ran-
holt, dann wird eben die CDU-Politik 
im Kreistag gemacht, nicht die der an-
deren Parteien.

Gegenwind: Gibt es inzwischen 
wieder Vertrauen untereinander? Wenn 
die CDU etwas zusagt, haben Sie dann 
das Gefühl, Sie könnten sich darauf 
verlassen?

Gudrun Lemke: Das würde ich 
auf jeden Fall nicht tun. Man muss 
alles, was gesagt wird, hinterfragen. 
Das eine ist, was nach außen dringt, 
dass man auch im Ausschuss eine Be-
merkung aufnimmt, die einen kritisch 
macht. Aber blindes Vertrauen ist nicht 
möglich, es bleibt aber die Hoffnung, 
das es auch in Zukunft Projekte gibt, 
die wir gemeinsam auf den Weg brin-

„... völlig 
überrumpelt...“

Interview mit Gudrun Lemke 
und Gerd Voß, Vorsitzende und 

stellvertretender Vorsitzender der 
SSW-Fraktion im Kreistag Schleswig-

Flensburg
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gen können. Nehmen wir das Beispiel 
Landestheater: Da gab es ja auf Kreis-
ebene Einigkeit, dass wir den Neubau 
auf dem Heesterberg favorisiert haben, 
dafür gab es auch eine Mehrheit, auch 
was die Finanzierung und so weiter an-
ging. Da gab es dann andere Probleme, 
auf die der Kreis keinen Einfluss hat-
te, eben die Ablehnung in der Ratsver-
sammlung der Stadt Schleswig. Das 
war aber die einzige Geschichte, wo 
wir mit der großen Mehrheit in die 
gleiche Richtung gegangen sind. Aber 
seit der letzten Wahl ist dies das ein-
zige Thema, das mir dazu einfällt.

Gerd Voß: Eigentlich stimmt das 
so. Aber als die Probleme mit der Ab-
lehnung aus der Stadt Schleswig im 
Kreistag ankamen, wurden die von 
der CDU-Fraktion aufgegriffen, und 
vor der letzten Abstimmung in Schles-
wig kamen Änderungsanträge von der 
CDU, auf den Neubau Heesterberg zu 
verzichten und die Renovierung im 
Lollfuß, also dem einsturzbedrohten 
und im Moment gesperrten Landesthe-
ater zu untersuchen. Das wäre eine Ver-
zögerung um ein halbes Jahr gewesen, 
eine neue Untersuchung, das hat man 
dann gekippt, weil das nach der Ent-
scheidung in Schleswig nicht mehr ak-
tuell war. Aber das war auch kurz vor 
der Kreistagssitzung eine andere Mei-
nung, eine andere Position, als wir vor-
her verabredet hatten, und zwar hatten 
wir das mit der CDU im Kreistag und 
in den Ausschüssen verabredet.

Gegenwind: Der SSW arbeitet 
also vor allem mit der SPD und den 
Grünen zusammen. Gibt es denn die 
Möglichkeit, eine Mehrheit gegen die 
CDU zusammen zu bringen? Rechne-
risch wäre es möglich.

Gudrun Lemke: Rechnerisch wäre 
es möglich. Aber wir haben es ver-
sucht, das war ein Antrag von den Grü-
nen, ein Handlungskonzept für Migra-
tion zu bekommen. Das wurde vom 
ganzen Kreistag verabschiedet, das 
blieb aber leider nur auf dem Papier. 
Eine Stelle dafür sollte nicht geschaf-
fen, sondern in der Verwaltung gefun-
den werden, ohne dass es Mehrkosten 
verursacht. Es sollte durch die Verla-
gerung von Stunden entstehen. Dazu 
hat die Verwaltung gesagt, das ist nicht 
möglich, und dann hat man als Kom-
promissvorschlag eine halbe Stelle in 
den Raum gestellt, aber da ist es am 
Geld gescheitert. Dazu hätte man Geld 

in die Hand nehmen müssen, aber da-
für fehlte uns dann wieder die Mehr-
heit. Der Beschluss an sich ist getrof-
fen worden, aber die Umsetzung ist 
gescheitert.

Gegenwind: Wie ist generell das 
Verhältnis zur Verwaltung und zum 
Landrat? Ist da eine gute Zusammen-
arbeit möglich? Gibt es Offenheit?

Gudrun Lemke: Ja. Gerade wir 
als kleine Fraktion haben zum Land-
rat und zur Verwaltung ein gutes Ver-
hältnis. Da gibt es kaum irgendwo Pro-
bleme. Es ist ja auch so, dass der Land-
rat gegen die CDU-Stimmen gewählt 
worden ist. Das muss man auch sehen. 
Wir haben das Gefühl, dass das auch 
im Kreistag eine gewisse Rolle spielt. 
Da haben wir ja ausnahmsweise auch 
mal die FDP in unserer Runde gehabt, 
also SPD, Grüne und FDP zusammen 
mit uns, dadurch ist es was gewor-
den. Aber wie man jetzt sieht, ist es 
dadurch auch schwierig, weil die mo-
mentane Mehrheit nicht den Landrat 
stellt. Und da gibt es unterschwellige 
Geschichten, die man nicht konkret 
beweisen kann, aber nach dem Gefühl 
spielt das eine Rolle.

Gegenwind: Was sind aus Sicht 
des SSW wichtige Themen und Forde-
rungen für diese Wahlperiode? Schaf-
fen Sie es, diese umzusetzen?

Gudrun Lemke: Wir haben ja 
schon versucht, die Eigenbeteiligung 
der Eltern für die Schülerbeförderung 
abzuschaffen. Da haben wir auch erst 
SPD und Grüne mit auf unserer Seite 
gehabt. Aber wir haben es nicht durch-
gekriegt, weil später weder von der 
SPD noch von den Grünen die Unter-
stützung da war. Das ist auch wieder 
am Geld gescheitert. Wir haben eben 
gesagt, das steht auch so in unserem 
Wahlprogramm, dass der Weg zur 
Schule ein Teil der Bildung ist. Und 
die kostenfreie Bildung ist für uns ein-
fach sehr wichtig. Zu einer vernünf-
tigen Daseinsvorsorge gerade hier auf 
dem flachen Land ist es wichtig, dass 
Kinder und Jugendliche zur Schule 
und zur Ausbildung kommen, dass alle 
die gleiche Chance haben. Gerade in 
den Schulen tauchen immer mehr Pro-
bleme auf, es ist wichtig, hier präven-
tiv zu arbeiten. Und alles, was das er-
leichtert, gehört dazu.

Gerd Voß: Der Gegenvorschlag 
der CDU zur kostenlosen Schülerbe-
förderung war, die wollen wir auch, 
vom Grundsatz her, nur das Land soll 
bezahlen. Das hat ja während einer 

CDU-Regierung die Elternbeteiligung 
eingeführt und die Bezuschussung 
durch das Land gestrichen. Das wollen 
sie von der SPD-Regierung jetzt wie-
der eingeführt haben, dass das Land 
die Kosten trägt, die der Kreis im Mo-
ment trägt, also 1,2 Millionen Euro, 
und da sind SPD und Grüne mit auf-
gesprungen. Das sehen wir aber nicht 
so, denn da können wir lange warten, 
das ist eine Nullnummer. Dann krie-
gen wir das nie, denn Geld ist überall 
knapp. Es ist eine freiwillige Aufgabe 
des Kreises, und auch die Elternbetei-
ligung ist freiwillig: Der Kreis kann, 
muss aber nicht die Eltern beteiligen. 
Und da müssen wir sagen, wir ver-
zichten genau wie sechs andere Kreise 
auch auf die Elternbeteiligung.

Gegenwind: Gibt es noch wei-
tere wichtige Forderungen des SSW?

Gerd Voß: Im Moment diskutie-
ren wir im Kulturausschuss darüber, 
das Landschaftsmuseum Unewatt zu 
erweitern. Es liegt ein Angebot vor, 
den Christianhof zu kaufen. Da muss 
Geld eingeworben werden. Der Kauf 
wäre möglich durch Geld der Kultur-
stiftung. Aber die Sanierung des Ge-
bäudes kostet zwischen 650.000 und 
900.000 Euro, je nachdem, wie weit 
man saniert. Die Gelder müssen ein-
geworben werden, da fehlt jetzt noch 
ein Beschluss im Kulturausschuss und 
im Kreistag. Wir müssen das durch-
führen, damit das Museum attraktiver 
wird, auch im Winter, dass man es in 
Zukunft ganzjährig offen halten kann.

Im Sozialausschuss sind wir dabei, 
Seniorenbeiräte und Beiräte für Men-
schen mit Behinderung im Kreis ein-
zurichten. Das wird im Moment fi-
nanziell durchgerechnet von der Ver-
waltung. Das sind im Moment unsere 
Schwerpunkt.

Gudrun Lemke: Langfristig haben 
wir auch immer noch die Bibliotheken 
im Auge. Die Zuschüsse für die Bibli-
otheken sind auch auf Null gefahren 
worden. Das ist auch wieder ein Teil 
von Bildung, wir sagen, es ist unver-
zichtbar. Da muss die öffentliche Hand 
ihren Teil dazu beitragen.

Und was ist grundsätzlich sehe, 
ist die Verantwortung für soziale Be-
reiche. Das darf man nicht aus dem 
Auge verlieren. Die Tendenz ist, sich 
davon zu verabschieden. 

Gegenwind: Wie arbeiten Sie 
mit den anderen SSW-Fraktionen zu-
sammen? Gibt es da regelmäßigen 
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Austausch? Gibt es projektbezogene 
Zusammenarbeit?

Gudrun Lemke: Es gibt eine Ar-
beitsgruppe der Fraktionsvorsitzen-
den, die sich relativ regelmäßig trifft, 
um einfach ein bisschen zu gucken, 
welcher Kreis macht was, wo kann 
man von den anderen was lernen. Auf 
der anderen Seite ist dadurch, dass die 
Mittel für freiwillige Leistungen sehr 
gering sind, schwer mit Anträgen aus 
eigener Initiative. Man kann gucken, 
wo es grenzübergreifende Ideen gibt, 
wo man sich gegenseitig unterstützen 
könnte oder wo man sich was abgu-
cken kann. Aber es ist auch so, dass 
man mal eine Vorlage einer anderen 
Fraktion übernimmt, wenn das eine 
Idee für uns ist. Die Zusammenarbeit 
unter den Kreistagsfraktionen ist sehr 
gut.

Gegenwind: Haben Sie eine 
Idee, wie es mit dem Landestheater 
weiter geht?

Gerd Voß: Ich sehe Probleme mit 
dem jetzigen Gebäude am Lollfuß, das 
ja fast zur Hälfte abgerissen werden 
muss und zur Hälfte saniert, also prak-
tisch neu aufgebaut. Da werden der 
Stadt Schleswig die Kosten weglau-
fen. Für die Sanierung eines Gebäudes 
gibt es ja keine Landesmittel. Das sind 
immerhin 6,3 Millionen Euro gewe-
sen, die zugesagt waren für den Neu-
bau Heesterberg, plus die Mittel, die 
die Kreise zugesagt hatten. Das ist bei 
einer Sanierung schwierig, das Geld 
zusammen zu bekommen. Die Stadt 
Schleswig muss aber eigentlich ein 
Theater vorhalten. Es kann natürlich 
sein, dass das Theater kleiner wird und 
dass die Verwaltung dann in einen an-
deren Kreis zieht. Das wäre eine Mög-
lichkeit, mit der man in Schleswig Ko-
sten sparen kann. Langfristig kriegen 
wir sicherlich etwas hin, aber wie das 
aussieht, liegt zur Zeit in der Hand der 
Stadtvertretung von Schleswig. Aber 
ich denke, wir brauchen ein Theater in 
Schleswig.

Gudrun Lemke: Und bevor dort 
eine Entscheidung getroffen wird, wird 
sicherlich über eine Strukturverän-
derung im Landestheater gesprochen 
werden. Das ist jetzt in Gang gekom-
men, weil die Pläne auf dem Heester-
berg gescheitert sind. Einigen kommt 
das vielleicht gelegen, für die Stadt 
Schleswig ist das alles nicht positiv.

Gegenwind: Was erwarten Sie 
vom neuen Finanzausgleich, dem 
FAG?

Gudrun Lemke: Es ist schwer, et-
was dazu zu sagen. Vielleicht fehlen 
im Kreis noch mehr Mittel in Zukunft. 
Wir werden mit der Infrastruktur noch 
mehr Probleme haben. Aber wir kön-
nen das noch nicht vertiefen, weil die 
Informationen noch fehlen.

Gegenwind: Welche Diskus-
sionen gibt es denn mit den anderen 
SSW-Fraktionen? In Kiel und Flens-
burg wird das FAG positiv gesehen.

Gudrun Lemke: Das sind ja auch 
zwei Städte, die davon profitieren. 
Aber wir können trotzdem weiter gut 
miteinander zusammen arbeiten. Aber 
in den Kreisen sieht es eben anders 
aus als in den kreisfreien Städten. Man 
hofft hier im Kreis immer noch, dass 
es eine leichte Verschiebung gibt, dass 
man ein bisschen was gerade rückt, 
aber es wird im Ganzen schwieriger 
werden. 

Gegenwind: Kennen Sie schon 
Zahlen? Mit was muss der Kreis rech-
nen?

Gudrun Lemke: Die Erstattung der 
Grundsicherung wird ja immer gegen-
gerechnet. Dann heißt es am Ende, so 
groß wird der Verlust des Kreises nicht 
ausfallen. Im letzten Haushalt haben 
sich die Zahlen gegenüber dem An-
satz wieder etwas verbessert. Aber so-

bald eine Steigerung in irgend einem 
Bereich stattfindet, wird es sofort pro-
blematisch. Aber noch ist alles in der 
Schwebe, wir können uns auf die Zah-
len, die genannt werden, noch nicht 
verlassen.

Gerd Voß: Es ist ja auch noch al-
les in Verhandlung. Es wird noch über 
Aufgaben verhandelt, es werden noch 
Zahlen verschoben, es ist noch nicht 
spruchreif. Wenn wir noch eine Ver-
besserung kriegen, wird der Kreis sich 
darauf einstellen. Wenn es so bleibt, 
wie es im Moment ist, hat der Landrat 
angekündigt, eventuell zu klagen. Das 
tut er dann wahrscheinlich auch, und 
dann geht es zum Verwaltungsgericht 
und man muss sehen, was dabei raus-
kommt. Aber auf der politischen Seite 
ist man auch dabei zu überlegen, ande-
re Mittel in den Norden zu verschie-
ben, damit sich das ausgleicht. Wenn 
das passieren kann und passiert, kann 
man vielleicht zufrieden sein.

Gudrun Lemke: Es wird ja auch 
darüber nachgedacht, ob man sich ir-
gendwelcher Aufgaben entledigen 
kann, aber das ist noch nicht zu sagen, 
ob man was abschaffen kann. Es ist 
noch sehr vage.

Gegenwind: Vielen Dank.
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Gegenwind: Wie zufrieden sind 
Sie mit dem Ergebnis der letzten Kom-
munalwahl?

Hartmut Steins: Ich war nicht 
ganz zufrieden. Wir hatten uns vor-
genommen, wieder mit drei Sitzen in 
den Kreistag einzuziehen. Das ist uns 
nicht ganz gelungen, es fehlten uns 
131 Stimmen. So sind wir jetzt nur 
mit zwei Personen wieder im Kreistag. 
Aber gut ist, dass wir zum zweiten Mal 
in Folge wieder drin sind. Das war frü-
her schon anders.

Susanne Storch: Ich kann mich 
dem nur anschließen. Es ist natürlich 
schwieriger, zu Zweit die Arbeit zu 
machen, die vorher drei gemacht ha-
ben. Aber wir kriegen das schon gere-
gelt. Wir haben auch tüchtige bürgerli-
che Mitglieder.

Gegenwind: Wie ist insgesamt 
die Zusammensetzung des Kreistages? 
Gibt es wiederkehrende oder wech-
selnde Mehrheiten?

Hartmut Steins: Es gibt wechseln-
de Mehrheiten. Wir haben uns ja keiner 
anderen Partei angeschlossen, keine 
Koalitionsverträge gemacht. Wir ent-
scheiden je nachdem, was das Thema 
ist, mit unserer Fraktion, mit unseren 
bürgerlichen Mitgliedern gemeinsam, 
wie unser Abstimmungsverhalten ist.

Susanne Storch: Rein theoretisch 
könnten wir beide auch verschieden 
abstimmen. Wir haben keinen Frakti-
onszwang. 

Gegenwind: Wie ist das Klima 
im Kreistag? Reden alle mit allen?

Susanne Storch: Ja. Es reden alle 
mit allen. Ich empfinde die Atmosphä-
re als angenehm. 

Hartmut Steins: Ich empfinde die 
Atmosphäre als so harmonisch, dass 
es eigentlich ein Traum ist, in diesem 
Kreistag zu arbeiten. Es gibt keine 
großen Differenzen bei fast keinem 
Thema. 

Susanne Storch: Aber wenn es Dif-
ferenzen gibt, wird das auch gesagt und 
ausgetragen. Es nimmt keiner ein Blatt 
vor den Mund. Man streitet sich dann 
auch, kommt dann aber in der Regel zu 
einem tragbaren Ergebnis.

Gegenwind: Sind die Abstim-
mungen am Schluss in der Regel ein-
stimmig? Oder gibt es auch Mehrheit 
und Minderheit?

Susanne Storch: Es gibt häufiger 
zwei Fronten. Es gibt häufiger eine 
Front CDU und FDP, und eine Front 
der Rest. Die Piraten und Linken ent-

halten sich manchmal. Es gibt schon 
verschiedene Mehrheiten.

Hartmut Steins: Aber es kommt 
eben jeweils auf das Thema an. Wir 
hatten jetzt vorgestern (5. Mai) das 
Thema „Fracking“ im Kreistag, und 
im Grunde genommen waren alle für 
die Resolution, aber es gab innerhalb 
des Antrages Punkte, die die FDP nicht 
haben wollte, und auch bei der CDU 
sind einige nicht mitgegangen bei ein-
zelnen Punkten. Sie haben nur den An-
trag als solchen unterstützt.

Gegenwind: Können Sie das 
konkret berichten?

Hartmut Steins: Es war ein Antrag 
„Fracking“, den die CDU, SPD, Bünd-
nis 90 / Die Grünen und der SSW ge-
meinsam eingebracht hatten. Der An-
trag hieß „Keine Genehmigung für 
Fracking in Rendsburg-Eckernförde“. 
Die FDP hat diesem Antrag als solchen 
zugestimmt, aber einzelne Punkte ab-
gelehnt, einige von der CDU haben 
auch einzelne Punkte abgelehnt. Der 
Antrag ist aber trotzdem mit 10 Ge-
genstimmen durchgekommen.

Gegenwind: Wie ist das Ver-
hältnis zur Verwaltung und zum Land-
rat? Sind sie offen, gehen sie auf die 
Selbstverwaltung ein? Oder arbeiten 
sie lieber für sich allein?

Susanne Storch: Sie sind offen. 
Man kann mit allen Fragen und Pro-
blemen hingehen, erhält erschöpfend 
Auskunft. Und es ist eine sehr ange-
nehme Zusammenarbeit.

Hartmut Steins: Der Landrat ist 
sehr offen, zum Beispiel in Bezug auf 
den Finanzausgleich und die geplanten 
Änderungen. Er hält uns gut auf dem 
Laufenden. Aber manchmal möchte er 
auch einige Sachen so machen, wie er 
das gerne will. Zum Beispiel wollte er 
gerne die IT-Abteilung aus der Kreis-
verwaltung ausgliedern. Wir haben zu-
sammen mit der SPD kritisch nachge-
fragt, warum, wieso, weshalb. Wir sind 
stolz darauf, dass die IT-Abteilung jetzt 
einen neuen Ressortleiter bekommen 
hat, aber im Haus geblieben ist.

Gegenwind: Welches sind für 
den SSW die wichtigsten Vorhaben? 
Können Sie diese zu Zweit durchset-
zen?

Hartmut Steins: Zu zweit allei-
ne können wir sie nicht durchsetzen, 
wir müssen natürlich bei den anderen 
Fraktionen nachfragen, wie weit sie 

„... ein Traum, in 
diesem Kreistag 
zu arbeiten“
Interview mit dem SSW-
Fraktionsvorsitzenden und seiner 
Stellvertreterin im Kreistag 
Rendsburg-Eckernförde
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uns unterstützen. Es ist uns zum Bei-
spiel gelungen, dass wir im letzten 
Jahr den Zuschuss für die dänische Bü-
cherei von 11.000 auf fast 15.000 Euro 
erhöht bekommen haben. Wir beide al-
leine hätten das nie durchbekommen, 
aber wir sind dann zu den anderen Par-
teien gegangen, und sie haben uns da-
bei geholfen. Was für uns sehr wichtig 
ist, ist der Finanzausgleich.

Ob wir wirklich in Zukunft 4,7 Milli-
onen Euro weniger bekommen, wo wir 
streichen müssen, das wissen wir noch 
nicht genau. Das wissen wir erst, wenn 
das Gesetz auch verabschiedet worden 
ist. Das liegt uns sehr am Herzen. Und 
was uns noch am Herzen liegt, ist un-
ser Minderheitenbericht. Den haben 
wir schon seit ein paar Jahren einge-
fordert, er ist immer noch nicht fertig. 
Wir haben jetzt gesagt, Anfang näch-
sten Jahres muss er wirklich da sein. 

Susanne Storch: Wir hätten gerne, 
dass die Schülerbeförderung kosten-
los ist, dass die Eltern nichts dazu be-
zahlen müssen. Ich hoffe immer noch, 
dass wir irgendwann auch die anderen 
Parteien dazu bekommen, dass sie uns 
unterstützen. Es gibt andere Kreistage, 
andere Kreise, die die Elternbeteili-
gung übernommen haben. Bei uns sind 
wir noch nicht so weit, aber das hätten 
wir gerne. 

Gegenwind: Wie stehen Sie zum 
dem Projekt „Stadtregionalbahn“?

Hartmut Steins: Die Stadtregio-
nalbahn ist ein Projekt, über das wir 
auch überregional mit dem SSW in 
Kiel, in Eckernförde und mit Rends-
burg zusammen arbeiten. Wir vom 
Kreis her sehen die Stadtregionalbahn 
im Moment nicht als so attraktiv an. 
Wir denken, es ist mehr eine Straßen-
bahn, die Kiel sich wünscht, die aber 
von allen Partnern mit finanziert wer-
den soll. Ich habe manchmal das Ge-
fühl, die Stadt Kiel sagt, was gemacht 
wird, und wir sollen das dann mit be-
zahlen. Das ist unser Empfinden. Wir 
sind dabei und arbeiten auch mit, aber 
im Moment können wir für Rendsburg 
oder Eckernförde keine Vorteile sehen, 
und ich weiß auch, dass es verdammt 
schwierig ist, dieses Projekt nach Ha-
nerau-Hademarschen zu verkaufen, 
das ja auch mit zum Kreis gehört.

Susanne Storch: Selbst die 
kleineren Gemeinden rund um Eckern-
förde haben nicht viel von der Stadt-
regionalbahn, weil der Zubringer nach 
Eckernförde gar nicht da ist. Die Bus-

verbindungen sind so schlecht, dass 
keiner was davon hat. 

Gegenwind: Es gab im letzten 
Jahr die Klage von einigen Mitgliedern 
der Jungen Union gegen die Landtags-
mandate des SSW. Wirken sich solche 
Diskussionen auch auf den Kreis aus? 
Oder bleibt das Klima dort gut?

Hartmut Steins: Man redet drüber, 
aber das Klima bleibt trotzdem gut. Die 
CDU-Fraktion selbst hat gesagt, die 
Klagen kamen aus Ostholstein, aber 
wir hier arbeiten mit Euch zusammen 
und können es nicht wirklich nachvoll-
ziehen, warum geklagt wurde. 

Susanne Storch: So habe ich es 
auch erlebt.

Gegenwind: Wie ist generell die 
Zusammenarbeit zwischen den SSW-
Kreistagsabgeordneten, was Nord-
friesland, Schleswig-Flensburg, Kiel 
und Flensburg betrifft? Trifft man sich, 
oder telefoniert man nur ab und zu?

Hartmut Steins: Nein, man trifft 
sich. Die Fraktionsvorsitzenden tref-
fen sich einmal im Vierteljahr, das ist 
dann in Flensburg. Wir haben es jetzt 
so gemacht in unserem Kreis, dass 
wir auch mit den Städten Rendsburg, 
Eckernförde und Kiel zusammen ar-
beiten wollen, weil doch viele Themen 
sich einfach überschneiden. Wir haben 
nicht so viele Themen mit Nordfries-
land gemeinsam, weil da keine direkte 
Verbindung da ist, dann schon eher mit 
Schleswig und Flensburg, zum Bei-
spiel mit dem Theater-Neubau und der 
Zukunft des Landestheaters. Und mit 
Kiel reden wir natürlich über die Stadt-
regionalbahn, aber auch über den kom-
munalen Finanzausgleich. Kiel sagt 
natürlich: toll, wir finden es in Ord-
nung. Wir als Kreis sagen natürlich, 
wir finden es nicht so gut. 

Gegenwind: Haben Sie ein Kon-
zept für das Landestheater?

Susanne Storch: Wir haben nicht 
direkt ein Konzept, aber wir haben 
bestimmte Vorstellungen. Wir hätten 
es sehr gerne, dass das Landestheater 
langfristig erhalten bleibt. Und ich per-
sönlich denke, ohne eine dritte Spiel-
stätte wird es ausgesprochen schwierig 
sein. Dass Schleswig das auf die Reihe 
kriegt, auch rechtzeitig, kann ich mir 
nicht so richtig vorstellen. Es müsste 
vielleicht noch Itzehoe oder Neumün-
ster mit ins Boot kommen. Aber lang-
fristig sollte das Landestheater erhal-
ten bleiben.

Hartmut Steins: Ich bin der glei-
chen Meinung wie Susanne. Aber es 
müsste jetzt relativ zügig was gemacht 
werden, denn die Löhne und Gehäl-
ter laufen weiter, es kommt jetzt die 
Sommerpause ohne Einnahmen, und 
so viel Rückhalt hat das Landestheater 
ja auch nicht. Dann kommt man wie-
der zu den Kreisen und bittet um einen 
Extra-Zuschuss, aber auf Dauer muss 
was Konzeptionelles auf die Beine ge-
stellt werden. Man weiß im Moment ja 
noch nicht mal, wer der Aufsichtsrats-
vorsitzende wird. Da will ja keiner so 
richtig ran.

Susanne Storch: Die beiden Spiel-
stätten, die jetzt in Schleswig als Er-
satz zur Verfügung stehen, also das 
Slesvighus und A. P. Møller Skolen 
werden von der Schleswiger Bevöl-
kerung nicht so gut angenommen, wie 
man sich das wünschen würde. Das 
sind zusätzliche Ausfälle.

Gegenwind: Gibt es außer dem 
Minderheitenbericht noch etwas, was 
Sie unbedingt in dieser Wahlperiode 
durchsetzen wollen als SSW?

Hartmut Steins: Im Moment sind 
wir im Kreis den deutschen Instituti-
onen gleichgestellt. Wir können jetzt 
nicht mehr fordern, wenn die anderen 
nicht mehr bekommen. Das können 
wir nicht und wollen wir auch nicht. 
Wenn wir einen Unterschied feststel-
len würden, würden wir einen Aus-
gleich fordern, aber im Moment haben 
wir die Gleichstellung erreicht.

Gegenwind: Vielen Dank!
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Gegenwind: Wie war das Ergeb-
nis der Kommunalwahl? Warst Du da-
mit zufrieden?

Antje Danker: Im Unterschied zur 
letzten Kommunalwahl hatten wir in 
allen Stadtteilen Kandidatinnen und 
Kandidaten aufgestellt. Wir haben des-
halb an Stimmen gewonnen, obwohl 
wir in unseren klassischen Stadtteilen 
etwas abgenommen haben. Wir haben 
da nicht das erreicht, was wir schon 
mal hatten. Insgesamt bin ich natürlich 
sehr zufrieden mit dem Ergebnis, weil 
wir es ja geschafft haben, mit zweien in 
den Stadtrat reinzukommen. Das war 
ein Erfolg der guten Arbeit vorher. 

Gegenwind: In der Ratsver-
sammlung gibt es ja eine Kooperation 
von SPD, Grünen und SSW. Als das 
Ergebnis klar war, war auch klar, dass 
Rot-Grün auch ohne SSW eine Mehr-
heit hat. Hattest Du die Befürchtung, 
die beiden könnten ohne Euch weiter 
machen?

Antje Danker: Das haben wir schon 
gesehen, dass sie uns rechnerisch nicht 
mehr brauchen. Wir haben aber so 
viele gemeinsame Schnittpunkte und 

gemeinsame Projekte, wir haben gut 
zusammen gearbeitet und sind gut zu-
sammengewachsen. Und die Bereit-
schaft, weiter zusammen zu arbeiten, 
war gleich da. Sie haben uns gleich ge-
fragt, wir haben gleich zugesagt. Das, 
was wir angefangen haben, wollen wir 
auch fortsetzen.

Gegenwind: Was hat sich an der 
Ratsversammlung geändert? Vorher 
hattet Ihr eine Ein-Stimmen-Mehrheit, 
brauchtet äußerste Disziplin. Jetzt ist 
es etwas komfortabler.

Antje Danker: Ja, der Druck hat 
abgenommen. Vorher war ich ja allei-
ne, musste immer präsent sein. Und 
die Mehrheit ist jetzt angenehmer.

Gegenwind: Wie ist das Verhält-
nis zu den Parteien, die in der Oppo-
sition sind? Redet der SSW mit allen, 
mal vom faschistischen Abgeordne-
ten abgesehen? Ist das Verhältnis zu 
den anderen entspannt, oder ist es eine 
starke Blockbildung?

Antje Danker: Der SSW redet ger-
ne mit allen, und der SSW trifft ger-
ne alle in den unterschiedlichen Gre-
mien. Aber wenn es um unsere Anträ-

ge geht, und die drei Fraktionen in der 
Kooperation einig sind, ist es was an-
deres. Inzwischen gehen aber andere 
mit drauf, unterstützen unsere Anträge 
– zum Glück, finde ich. Von Seiten der 
FDP gab es aber auch Angriffe gegen 
uns, und das belastet das Verhältnis na-
türlich, besonders wenn man angegrif-
fen wird, aber das nicht ausdiskutieren 
kann.

Gegenwind: Wir hatten jetzt ge-
rade ein Oberbürgermeister-Wahl. Das 
Ergebnis war ja vermutlich deutlicher 
als Ihr es erwartet habt. 63 Prozent be-
kam der Kandidat der Kooperation, 
weniger als 30 Prozent der Kandidat 
von CDU und FDP. Hat das das Klima 
verändert?

Antje Danker: Das Klima ist ent-
spannter, weil alle Posten jetzt wieder 
besetzt sind. Wir haben ja außer dem 
Oberbürgermeister auch zwei Dezer-
nenten neu gewählt. Wir sind wieder 
komplett. Wir haben alle Dezernenten, 
alle Amtsleitungen. Es war auch die 
Erwartung, dass es ruhiger wird. Wir 
haben jetzt alle unsere Ansprechpart-
ner.

Gegenwind: Wie ist generell das 
Verhältnis der Verwaltung und Selbst-
verwaltung? Ist die Verwaltung offen 
gegenüber den Ratsfrauen und Rats-
herren?

Antje Danker: Ich bekomme na-
türlich Informationen, aber manchmal 
komme ich nicht weiter. Dann hole ich 
mir Hilfe bei meinem Koalitionspart-
ner, und dann geht das auch. Aber die 
Verwaltung ist sehr groß, es ist manch-
mal nicht einfach, die Richtigen zu fin-
den. Wir sind auch erst kurz als Frakti-
on hier, und als Fraktion kann man an-
ders agieren. Dadurch haben wir bes-
sere Möglichkeiten.

Gegenwind: Jetzt ist die Frakti-
on ja zerbrochen. Wie geht es mit dem 
SSW im Rat weiter?

Antje Danker: Wir hatten die gan-
ze Zeit unsere Konflikte innerhalb der 
Fraktion. Wir waren bei der Fraktions-
bildung auch Anfänger.

Nach dem Austritt von Ratsfrau 
Susanna Swoboda hat sich die SSW-
Fraktion aufgelöst. Übrig ist , dass eine 
Gruppe des SSW in Kiel mit allen an 
einem „Neuanfang“ arbeitet mit dem 
Ziel, eine Fraktion wieder herzustel-
len. Ich werde mich einem Neuanfang 
nicht entgegenstellen, wenn das so 
auf der Mitgliederversammlung ent-

„Wir werden 
beraten, wie die 
Arbeit im Rat 
weitergehen 
kann“
Interview mit Antje Danker, SSW in 
der Kieler Ratsversammlung
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SSW als Ratsfrau. Ich bin über meine 
Email adresse antje.danker@gmx.de 
weiterhin zu erreichen.

In der aktuellen Stunde der letzten 
Ratsversammlung habe ich in meiner 
Rede den Rückzug der MVV als Part-
ner für den Gas-Kraftwerksneubau als 
verantwortungslos bezeichnet. So be-
handelt man keine Partner. Für die Zu-
kunft erscheint mir wichtig, sich ge-
meinsam, d.h. die ganze Ratsversamm-
lung dafür einzusetzen, dass die Ener-
gieversorgung in Kiel geregelt wird. 
Rot-Grün-Blau im Land wird uns in 
Kiel sicher dabei unterstützen. Gera-
de die ältere Generation in Kiel macht 
sich große Sorgen, da wollen wir als 
Kooperation für eine sichere und öko-
logische Energieversorgung sorgen.

Am 10. Juni 2014 ist unsere SSW 
Mitgliederversammlung in Kiel, wo 
wir beraten werden, wie die Arbeit im 
Rat weitergehen kann.

Gegenwind: Was sind aus Dei-
ner Sicht die wichtigsten Themen, die 
der SSW in die Ratsversammlung ein-
bringen will?

Antje Danker: Bei uns steht Bil-
dung ganz oben, wichtig ist außerdem 
das Wohnen und Soziales. Wir wol-
len auch gut für unsere Minderheiten 
in der Stadt sorgen. Das steht alles in 
einem Zusammenhang miteinander. 
Wir haben jetzt den Minderheitenbe-
richt, der wird alle fünf Jahre neu ge-
macht. Da gucken wir natürlich, ob 
wir noch nachsteuern müssen. Wir ha-
ben hier auch die Sinti und Roma im 
Blick, zum Beispiel das Projekt „Maro 
Temm“. Wir haben erreicht, dass wir 
die Zuschüsse für den dänischen Kin-
dergarten haben. Wir haben erreicht, 
dass die Erwachsenenbildung aner-
kannt und unterstützt wird. Unser 
deutsch-dänischer Einfluss wirkt in-
nerhalb der Kooperation. Wir lassen 
Konflikte nicht so wie sie sind, son-
dern stellen auch einen Ausgleich her. 

Gegenwind: Wie gehen die bei-
den Kooperationspartner auf Vorschlä-
ge des SSW ein?

Antje Danker: Da haben wir das 
gute Beispiel mit der Festung Fried-
richsort. Kiel war lange dänisch, es 
gibt die dänische Festung in der Ha-
feneinfahrt, und das soll jetzt wahrge-
nommen werden. Wir haben mit den 
Kooperationspartnern einen Antrag 
in Arbeit, um die dänische Geschich-
te Kiels sichtbarer zu machen. Es gibt 

einen Plan für die Landesgartenschau, 
das steht im Zusammenhang mit der 
Frage, wie Kiel sich darstellt, und da 
wollen wir auch die Minderheiten 
Kiels berücksichtigen. Da stoßen wir 
immer auf offene Ohren.

Gegenwind: Jetzt gibt es einen 
fünfköpfigen Magistrat, allerdings mit 
drei ganz neuen Mitgliedern. Auch 
wenn Du noch keine Erfahrungen hast, 
weil drei der fünf erst vor ein paar Ta-
gen ihr Amt angetreten haben: Erwar-
test Du Offenheit für SSW-Anliegen 
auch beim Magistrat?

Antje Danker: Ja, ich erwarte, dass 
wir gemeinsam unsere Politik umset-
zen können, und jetzt auch besser um-
setzen können. Wenn aus einer Min-
derheit Anfragen kommen, egal ob 
von den Sintis oder aus der dänischen 
Minderheit, erwarte ich, dass wir das 
zusammen besprechen können. Wir 
kennen uns ja alle aus den vorigen 
Funktionen und Dienststellen. Meine 
Erwartung ist, dass die Zusammen-
arbeit einfacher wird, die Umsetzung 
leichter wird. 

Gegenwind: Vielen Dank.
Antje Danker mit ihrer Mutter Katrin (85 Jahre) Foto: Sabine Lom-
matzsch


